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Das Cannabiskonsumgesetz als erster Schritt zur kontrollierten Abgabe von Cannabis 
an Erwachsene zu Genuss zwecken in Deutschland und Blockade von Reformgegnern 

in Politik und Suchthilfe

Akzept NRW Fachtag  Drogenhilfe – Die Zukunft ist jetzt!
am 15. Januar 2025 in Münster Hiltrup



30 Jahre alte „Historie der 
Legalisierungsdiskussion in Deutschland

Menschenwürde für Junkies

Akzeptz Kongress vom2. bis 6. Juni in Berlin.
„Der Verband hat sich für seine zweite Tagung ein Tabu- Thema
auf die Fahnen geschrieben. Denn das Leitmotiv des Kongresses
lautet: „Ohne Legalisierung geht es nicht“. In zahlreichen
Seminaren sollen verschiedene Modelle diskutiert werden, die
weit über die von Hamburg geforderte begrenzte Heroinfreigabe
hinausreichen. „
TAZ vom 2. Juni 1993

Hrsg. v. akzept, Bundesverband für ... mit Buntstift, Göttingen und 
Franfurt/Main Taschenbuch – 1. Januar 1993

Nur noch im Antiquariat erhältlich…



Lange Zeit Stillstand und  die Grundannahme…

„Das Betäubungsmittelgesetz hat general-
präventive Wirkung“

…Wunsch                                …und Wirklichkeit



Strafverfolgung von Cannabisdelikten
und Cannabiskonsum 

Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 2023
Konsumnahe Delikte: 81% der Verstöße in 
Zusammenhang mit Cannabis

Cannabis consumption in Germany
Monthly prevalence (men/women) 
Workbook Drugs, German Report for EUDA Lisbon, 
2024



Entkriminalisierungsdiskussion am Bespiel Cannabis:
Cannabisdebatte in der Fachöffentlichkeit
• Cannabispolitik in Deutschland. Maßnahmen überprüfen, Ziele erreichen  – DHS, 14.08.2015
• Zur Legalisierungsdebatte des nichtmedizinischen Cannabiskonsums – DGPPN, 7.12.2015
• Cannabis – Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. (DGP) - 2016
• Regulierung statt Repression- AWO, Juni 2016
• Ein „Weiter so“ verbietet sich – Paritätischer Wohlfahrtsverband, 7.4.2017
• Zur Cannabispolitik in Deutschland – GVS/Diakonie, 15.7.2016



Cannabisdebatte in der Ärzteschaft

6

»Innerhalb von sechs Monaten können sie abhängig sein«
Sie schwänzen die Schule, haben Ärger mit den Eltern, können sich 
kaum konzentrieren: Suchtmediziner Rainer Thomasius beobachtet, 
was Kiffen bei Jugendlichen anrichtet. Er warnt vor jeglicher 
Liberalisierung.

13.08.2023

Experte: Jugendliche verlieren durch Cannabis 
Hirnmasse 20.03.2024

Erste Langzeitstudie: Kiffen macht dumm
Wer bereits vor dem 18. Lebensjahr regelmäßig Cannabis 

konsumiert, schadet seinem Gehirn dauerhaft. 28.08.2012



Cannabisdebatte im 
Wissenschaftsdiskurs

“The use of cannabis is widespread in the population and ranges from 
experimental to addictive use. It is now very well documented empirically that 
early, high-dose, long-term and regular cannabis use increases the risk of various 

disorders of mental and physical health and age-appropriate development.”



Cannabisdebatte im Wissenschafts-/Politikdiskurs
• The argument that cannabis causes schizophrenia is contentious, 

however, as some have observed that sharp increases in global 
cannabis use in recent decades has not increased the incidence of 
schizophrenia.

• The vast majority of people who use cannabis will never develop a 
psychotic disorder.

• Only a small effect size for reduced cognitive functioning in frequent 
or heavy cannabis users.  

• The effects of cannabis use on cognition are reversible.
• The risk of developing cannabis use disorder among users appear to 

vary among studies and countries, but it appears that 1 in 10 or 1 in 
11 is representative; the global epidemiological data based for 
prevalence of cannabis use and cannabis use disorders is surprisingly 
small, and de facto too small to report reliable trends.

40th WHO EXPERT COMMITTEE ON 
DRUG DEPENDENCE
4-7 June 2018 , Geneva, 
Switzerland



Suchtforschung…“neue“ Ansätze

Fortschr Neurol Psychiatr 2022; 90(01/02): 19-29 DOI: 10.1055/a-1363-0223



Forschung zu Nutzen/ Schädlichkeit von 
psychoaktiven Substanzen

Nutt DJ, King LA, Phillips LD. 
Independent Scientific Committee 
on Drugs. Drug harms in the UK: a 
multicriteria decision 
analysis. Lancet. (2010) 376:1558–
65. doi: 10.1016/S0140-
6736(10)61462-6



Drogenpolitik im Koalitionsvertrag 24.11.2021

„Wir führen die kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken in lizenzierten Geschäften 
ein. Dadurch wird die Qualität kontrolliert, die Weitergabe verunreinigter Substanzen verhindert und der 
Jugendschutz gewährleistet. Das Gesetz evaluieren wir nach vier Jahren auf gesellschaftliche Auswirkungen. 
Modelle zum Drugchecking und Maßnahmen der Schadensminderung ermöglichen und bauen wir aus.“
„Bei der Alkohol- und Nikotinprävention setzen wir auf verstärkte Aufklärung mit besonderem Fokus auf Kinder, 
Jugendliche und schwangere Frauen. Wir verschärfen die Regelungen für Marketing und Sponsoring bei 
Alkohol, Nikotin und Cannabis. Wir messen Regelungen immer wieder an neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und richten daran Maßnahmen zum Gesundheitsschutz aus.“



Bundesdrogenbeauftragter 
Burkhard Blienert
RND-Interview Bundesregierung Cannabis 20.1.2022

Drogenbeauftragter über geplante Cannabis-Freigabe: „Ein Ritt auf der Rasierklinge“

 Der neue Drogenbeauftragte Burkhard Blienert spricht im RND-Interview über die Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung der geplanten Legalisierung.

 Er plädiert dafür, auch in Deutschland im großen Stil Cannabis anzubauen.

 Und er erklärt, wie er sich bei harten Drogen einen Kurswechsel in der Suchtpolitik vorstellt.

Warum wollen Sie eine kontrollierte Abgabe von Cannabis?
Mir ist wichtig, dass wir einen regulierten Zugang zu Cannabis 
in Fachgeschäften für Erwachsene ermöglichen.



Vorschläge zur Cannabislegalisierung

Cannabis-Konsultationsprozess auf der Zielgeraden
Sucht- und Drogenbeauftragter Blienert: „Wir sind durch unsere Hearings einen guten Schritt weiter gekommen“
Das am 30.6. im Berliner Allianzforum stattgefundene internationale Experten-Hearing bildete den Abschluss des
Cannabis-Konsultationsprozesses des Beauftragten für Sucht- und Drogenfragen Burkhard Blienert. 
Als Vorbereitung auf das kommende Gesetzgebungsverfahren zur kontrollierten Cannabisabgabe an 
Erwachsene zu Genusszwecken trafen sich zuvor bereits in vier digitalen Veranstaltungen mehr als 200 der 
führenden Expertinnen und Experten aus Suchtmedizin, Suchthilfe, Rechtswissenschaften, Wirtschaft und 
Verbänden sowie Vertreterinnen und Vertreter von Ländern, Kommunen, Bundesministerien und Bundesbehörden.



Die Ideologiedebatte geht weiter…
Holetschek: "Kein Drogentourismus nach Deutschland"
Konkret geht es um die Aussagen des Ministers in der "Augsburger 
Allgemeinen" vom 26.10.2022. Dort äußert er seine Meinung über die 
Legalisierung von THC-haltigem Cannabis in Deutschland: "Die 
Legalisierungspläne der Bundesregierung stellen nicht nur für Deutschland, sondern 
für ganz Europa ein gefährliches Signal dar", sagte Holetschek. Es sei zu 
"befürchten", dass dies auch Cannabis-Fans aus anderen europäischen 
Ländern anlocke. Die Bundesregierung müsse daher sicherstellen, "dass 
keine Anreize für einen Drogentourismus nach Deutschland geschaffen 
werden", forderte der CSU-Minister.

Tourismusziel München: Beim Oktoberfest wird Alkohol, der auch zu den Drogen 
zählt, in Massen konsumiert. bild: dpa / felix hörhager



2 Säulenmodell im April 2023
Gesetzentwurf zur Legalisierung Lauterbach 
stellt Cannabispläne vor
Stand: 12.04.2023 08:23 Uhr
Gesundheitsminister Lauterbach stellt heute die Pläne für die 
Cannabislegalisierung vor. Schon vorab hatten Medien über 
verschiedene Eckpunkte berichtet. Demnach soll die 
Legalisierung weniger umfangreich sein als bislang geplant.
Maximal drei Pflanzen auf dem Fensterbrett, höchstens 25 
Gramm für den Eigenbedarf und Vereine zum gemeinschaftlichen 
Anbau von Gras - so könnte der erste Schritt der von der Ampel 
angestrebten Cannabislegalisierung in Deutschland aussehen.
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) und 
Agrarminister Cem Özdemir (Grüne) wollen heute Vormittag in 
Berlin überarbeitete Pläne vorstellen. "Die Legalisierung von 
Cannabis: sie kommt doch", schrieb Lauterbach vorab bei Twitter.



Das Gesetz wird kommen!

Legalisierung des Eigenanbaus von Cannabis ist das 
Herzstück

Mit dem Gesetz wird die 
Prohibition von Cannabis 
überwunden bei 
gleichzeitigem Jugend- und 
Gesundheitsschutz durch die 
Legalisierung des Eigen- und 
des gemeinschaftlichen 
Anbaus in Cannabis Clubs 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein 
großer Schritt in Richtung einer 
echten Legalisierung. Der Entwurf 
schafft endlich eine Grundlage für 
straffreien und 
eigenverantwortlichen Zugang zu 
Cannabis-Produkten für Erwachsene. 
Die Erlaubnis von Cannabis-Clubs und 
der Eigenanbau für Erwachsene zum 
Eigenbedarf können nur ein erster 
Schritt sein.



Anhörung im BT am 6.11.2023
Stellungnahmen
•Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK)
•Branchenverband der Cannabiswirtschaft e. V.
•Prof. Dr. Mustafa Temmuz Oğlakcıoğlu
•Berufsverband der Kinder- und Jugendärztinnen
•Deutscher Anwaltsverein
•Deutsches Krebsforschungsforum
•Neue Richtervereinigung
•Bundesverband der Arzneimittel-Hersteller e. V.
•Akzept e. V.
•Dr. Bernd Werse
•Bundesärztekammer
•Schildower Kreis
•Verband der Cannabis Versorgenden Apotheken e. V.
•Arbeitsgemeinschaft Cannabis als Medizin e. V.
•Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e. V.
•Grüne Hilfe Netzwerk e. V.
•Deutscher Richterbund
•Bund Deutscher Cannabis-Patienten e. V.
•Dr. Jakob Manthey
•Deutsche Gesellschaft für Suchtmedizin
•Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz
•PHAGRO - Bundesverband des pharmazeutischen Großhandels e. V.
•GKV-Spitzenverband
•Dr. Constantin von der Groeben
•Deutsche Polizeigewerkschaft
•Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e. V.
•Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie
•Bundesverband pharmazeutischer Cannabinoidunternehmen e. V.
•Gemeinsame Stellungnahme dgkjp, bagkjpp,dgkj, bkjpp
•Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin e. V.
•Gewerkschaft der Polizei - Bundesvorstand
•Bundesvereinigung Deutscher Apothekenverbände e. V.
•Dachverband Deutscher Cannabis Social Clubs
•Deutscher Hanfverband
•Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.



Cannabisgesetz wird erst in 2024 verabschiedet…



Stimmungsmache von Bremsern…und Versprechen der Fraktion

Statement von Dagmar Schmidt & Dirk Wiese
Das Cannabis-Gesetz kommt
Der Cannabis-Gesetzentwurf soll zeitnah in 
2024 vom Bundestag verabschiedet werden, 
sagen die stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden, Dagmar Schmidt und 
Dirk Wiese.   5.12.2023

Der SPD-Innenpolitiker 
Sebastian Fiedler hat die 
Ampel-Fraktionen im 
Zuge der geplanten 
Cannabis-Legalisierung 
kritisiert. (…) "Wenn das 
Gesetz unverändert so 
bliebe, würde ich mit 
Nein stimmen.“
05.12.2023 -



Abstimmung im Deutschen Bundestag 
am 23. Februar 2023

Cannabis law was passed on February 23, 2024

Law allows growth of up to three plants for private consumption, 
holding 50g of cannabis at home, or 25g in public  

23rd of Feb 2023

Germany legalises possession of cannabis for 
personal use

La Germania legalizza la 

cannabis: consentito il possesso 

di 50 grammi per uso personale



Cannabisgesetz: was steht drin?
• Erwachsene mit Ewohnsitz in DEU dürfen 

zum Zwecke des Eigenkonsums an ihrem 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt bis 
zu drei Cannabispflanzen gleichzeitig 
anbauen.

• Zulässige Cannabisbesitzmenge 25 Gramm 
pro Erwachsenen, im privaten Bereich 
(Wohnsitz/gewöhnlicher Aufenthalt) 50 
Gramm getrocknetes Cannabis pro 
Erwachsenen.

• Der Anbau in nicht-kommerziellen 
Anbauvereinigungen (mit max. 500 
Mitgliedern) zum Zweck des 
gemeinschaftlichen, nicht-gewerblichen 
Eigenanbau und die Weitergabe von 
Cannabis und Vermehrungsmaterial ist 
erlaubt.

• Die Verbesserung des Gesundheitsschutzes 
der Konsumentinnen und Konsumenten ist 
eines der Hauptziele des gesamten 
Vorhabens.

• Medizinalcannabis wird in einem 
gesonderten Medizinal-Cannabisgesetz 
geregelt. 



Cannabis als Medizin – nicht mehr im 
Betäubungsmittelgesetz! (Medizinal-Cannabisgesetz – MedCanG).

Drucksache 20/8704
Gesetz zur Versorgung mit Cannabis zu 
medizinischen und medizinisch-
wissenschaftlichen Zwecken (Medizinal-Cann 
abisgesetz – MedCanG) 
Mit dem Cannabisgesetz (CanG) werden unter 
anderem Cannabis zu medizinischen Zwecken und 
Cannabis zu medizinisch-wissenschaftlichen Zwecken 
im Sinne des § 2 Nummer 1 und 4 dieses Gesetzes aus 
dem Anwendungsbereich des BtMG 
herausgenommen. Auf Grund einer neuen 
Risikobewertung entfällt damit die Eigenschaft als 
Betäubungsmittel. (S.137 ff.)

Es bleibt bei der Verschreibungspflicht und dass nur 
Apotheken Medizinalcannabis abgeben dürfen. Die 
Verordnung erfolgt aber künftig auf einem normalen und 
nicht auf einem BtM-Rezept. Grundsätzlich macht der 
Verkehr mit Cannabis zu medizinischen Zwecken (bis auf 
wenige Ausnahmen) höchstens 5 Prozent des gesamten 
Betäubungsmittelverkehrs in einer Apotheke aus.



…es ist vollbracht!



Wie das Gesetz umsetzen?



Gesetzesexegese auf Bayerisch

„Bayerns Gesundheitsministerin 
Judith Gerlach ist über die 
Lockerungen im Cannabis-Gesetz 
entsetzt. Sie will im Freistaat so strikt 
wie möglich vorgehen.“

Münchener Merkur
Vom 2.12.2023



Das Gesetz „restriktiv“ auslegen…



„Prävention“ als vorauseilendes „Wir kümmern uns um Jugendschutz“? 
Haushalt des Bundesministerium für Gesundheit 
2024

Aufklärungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Drogen- und 
Suchtmittelmissbrauchs

2023 2024

13,2 Mio.EUR 19,21 Mio.EUR (ursprünglich war eine        
Kürzung auf 9,2 Miio.EUR vorgesehen)

 Für die Cannabisprävention werden aus diesem Titel 
Mittel in Höhe von 1 000 T€ bereitgestellt.

 Aus dem Titel sind auch begleitende Maßnahmen im 
Rahmen der geplanten Cannabislegalisierung zu 
finanzieren.

 Insbesondere Aufklärungsmaßnahmen zum 
Missbrauch von Methamphetaminen ("Crystal Meth") 
sollen finanziell gestärkt werden. (???)



Ein realistischer Präventionsbegriff…nicht wirklich neu
Psychohaktive Substanzen (zunächst im Jugendalter) erfüllen die 
verschiedensten Funktionen:
- sie bauen Stress bei Belastungen ab und entspannen
- helfen bei der Verarbeitung oder Verdrängung nicht negativer 
Gefühle
- ermöglichen ein Ausklinken aus dem stressigen Alltag
- sie bieten einen Zufluchtsort
- kompensieren Versagenserlebnisse
- vermitteln Gefühle des Erwachsenseins und stehen als Signal für 
die Ablösung von den Eltern
- erfüllen die Funktion der Integration in die Gleichaltrigengruppe
- führen zu Anerkennung und Bewunderung
- bauen Hemmungen und Verunsicherungen ab
- steigern die Kommunikations- und Kontaktbereitschaft
- helfen, eine erwünschte Stimmung zu erreichen bzw. eine 
unerwünschte Stimmung zu unterdrücken usw.

Silbereisen 2008          Franzkowiak  1996
Gerald Koller 2012



Wie könnte Cannabisprävention- und 
Behandlung aussehen?



Cannabisanbauvereine können gegründet werden

Anbau in Cannabis-Clubs ab Juli: 
Wieso es zu Verzögerungen 
kommen kann

Wenzel Cerveny, 
Vorsitzender der geplanten 

Anbauvereinigung 

„Chillout.Club“ in 
Aschheim, München. Aktuell 

verkauft er in seinem Laden 
„Natur Erlebniswelt“ 

Stecklinge und Samen. 
© IMAGO/Wolfgang Maria 

Weber

Regierungspräsidium FreiburgBaden-Württemberg

Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL)

Bayern

BezirksämterBerlin

Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit 
(LAVG)

Brandenburg

Ressort für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz

Bremen

Bezirksamt Hamburg-AltonaHamburg

Regierungspräsidium DarmstadtHessen

noch unbekanntMecklenburg-Vorpommern

Landwirtschaftskammer (LWK)Niedersachsen

BezirksregierungenNordrhein-Westfalen

Landesamt für Soziales, Jugend und 
Versorgung (LSJV)

Rheinland-Pfalz

noch unbekanntSaarland

Landesdirektion Sachsen (LDS)Sachsen

Landesamt für Verbraucherschutz (LAV) 
unter der Fachaufsicht des 
Gesundheitsministeriums

Sachsen-Anhalt

Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz 
(MLLEV)

Schleswig-Holstein

Landesamt für Landwirtschaft und 
ländlichen Raum (TLLLR)

Thüringen

Mittlerweile haben fast alle 
Bundesländer eine Behörde 
bestimmt, die sich um die 
Anbauvereinigungen 
kümmern wird (siehe Tabelle 
unten, Stand: 28. Juni). Es 
handelt sich um 
Gesundheitsämter oder 
Landwirtschaftsministerien, 
keine spezielle Cannabis-
Behörde.



Wie das Gesetz implementieren? Viele 
bürokratische Hürden und Konsumverbote…

Anträge auf Bildung einer Anbauvereinigung
(Cannabis Social Clubs) 226 im September 2024

Konsumverbot bei der Bahn

Erster Anbauverein erlaubt…. 
in Niedersachsen



Cannabisanbauvereine: ja, aber…

32

Ministerin überreicht landesweit erste Genehmigung für Cannabis-
Anbau In der Gemeinde Ganderkesee  8.7.204



Legale Ernte auch in Bielefeld und erste 
Einschätzungen zu Kriminalitätsbelastungen



Der Diskurs geht weiter…

„Die Dealer lachen uns bei Kontrollen 
aus“ Auch der nordrhein-westfälische 
Innenminister Herbert Reul (CDU) sagt: „Wir stellen fest, 
dass insgesamt der Konsum zugenommen hat.“ FAZ 
26.10.2024



…neue Hoffnungen…?
§ 2 (4) KCan
Wer Cannabis zu wissenschaftlichen 
Zwecken besitzen, anbauen, herstellen, 
einführen, ausführen, erwerben, 
entgegennehmen, abgeben, 
weitergeben, Cannabinoide aus der 
Cannabispflanze extrahieren oder mit 
Cannabis zu wissenschaftlichen 
Zwecken Handel treiben will, bedarf 
einer Erlaubnis. […] Das 
Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft legt durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates die für die Erteilung 
der Erlaubnis nach Satz 1 und die für 
die Überwachung sowie für die 
Durchführung der in den Sätzen 3 bis 5 
genannten Regelungen zuständige 
Bundesbehörde fest. 



Cannabismodellstädte…

36



Modellprojekte in Frankfurt und Hannover geplant PKs am 30.10.2024

Finn Hänsel, Elke Voitl und Artur Schroers (v.l.) unterschreiben die 
Absichtserklärung. Heino Stöver (r.) wird das Projekt wissenschaftlich 
begleiten. © christoph boeckheler*

Oberbürgermeister Belit Onay (Grüne) stellte 
in Hannover das Modellprojekt zur 
kontrollierten Abgabe von Cannabis vor.



Modellprojekte in Städten geplant



Modellprojekte in Städten möglich…



Was ist nach den Neuwahlen?



Was ist nach den Neuwahlen?



Wie sieht es die Bevölkerung?



Positive Signale…
„Cannabis sollte in Deutschland für Volljährige legal und reguliert erhältlich 
sein, zum Beispiel über Fachgeschäfte wie in Kanada oder den USA.“ 

Hanfverband PM vom 22.12.2024



Die Wahlprogramme zur Bundestagswahl



Die Wahlprogramme zur Bundestagswahl

Kiffen verboten. Die Ampel ist mit ihrem Cannabis-Gesetz gescheitert. 
Es begrenzt weder den Konsum, noch drängt es den Schwarzmarkt 
zurück. Stattdessen erleben wir brutale Bandenkriege. Die 
Legalisierung dieser Droge nehmen wir deshalb zurück. 

Der Konsum von Cannabis kann zur Minderung der Intelligenz und 
schweren medizinischen gesundheitlichen und psychischen Schäden 
führen. Die Freigabe des Cannabiskonsums außerhalb bestimmter 
medizinischer Indikationen halten wir für einen Fehler, der umgehend 
korrigiert werden muss. Unterstützend befürworten wir den Ausbau 
der sucht-psychiatrischen Versorgung um die dauerhafte Abstinenz von 
Drogenkranken zu erreichen

Prävention und Beratung statt Strafverfolgung in der Drogenpolitik.
 Ein Verbot von Drogen reduziert weder den Drogenhandel noch senkt es 

wirksam den Konsum. Viele Probleme entstehen erst durch die 
Kriminalisierung, etwa Gesundheitsschäden durch Verunreinigungen, der 
soziale Absturz von Menschen mit Suchtproblemen und die Förderung der 
organisierten Kriminalität. Zugleich bindet die Repression große finanzielle 
Mittel. 

 Wir wollen ein Werbe- und Sponsoring-Verbot für Tabak, Alkohol, andere 
Drogen sowie Glücksspielangebote einführen, begleitet von 
Aufklärungskampagnen zu Alkohol-, Drogen und Spielsucht. Manche dieser 
Suchtmittel sind gesellschaftlich oft weitgehend akzeptiert, aber haben 
gravierende Folgen. Wir wollen wir Spielautomaten in Gaststätten verbieten. 
Wir wollen die Kriminalisierung von Drogenkonsumierenden beenden und 
dafür den Kampf gegen die organisierte Kriminalität stärken. Für häufig 
gebrauchte Drogen braucht es hierfür bundeseinheitliche Höchstmengen, bei 
deren Besitz keine Strafverfolgung erfolgt. Wir wollen eine vollständige 
Legalisierung von Cannabis und die dafür notwendigen Änderungen auf EU-
und UN-Ebene. 

 Im Vordergrund muss stehen: Leben retten. Deshalb wollen wir einen 
flächendeckenden Zugang zu Drogenkonsumräumen, sterilen 
Konsumutensilien und Medikamenten gegen Überdosierung. Die Analyse von 
Drogen auf gefährliche Beimischungen und Verunreinigungen (Drugchecking) 
muss flächendeckend verfügbar sein. Wir stärken Präventions-, Beratungs-
und Hilfsangebote.



Mögliche Auswirkungen der Cannabislegalisierung auf den 
Cannabiskonsum in Deutschland, hier in Frankfurt

Sehr deutlich tritt in der Befragung die hohe Zustimmung 
der Frankfurter Allgemeinbevölkerung zu einer Cannabis-
Legalisierung zutage. Fast zwei Drittel der Befragten (65,8%) 
befürworten uneingeschränkt oder eher die kontrollierte 
Abgabe von Cannabis zu Genusszwecken an über 18-
Jährige. Diese Zustimmungswerte sind etwas höher als in 
bundesweiten Umfragen aus der letzten Zeit (vergleiche 
dazu: Sanity Group 2022; Statista 2023).

Grundsätzlich gehen Cannabis-Konsumierende in einer deutlichen Mehrheit davon 
aus, dass sich ihr Konsum durch eine Cannabis-Legalisierung nicht wesentlich 
verändern wird. Ungefähr sieben von zehn Cannabis-Konsumierenden (68,3%) 
glauben, sie würden ihren bisherigen Cannabiskonsum beibehalten, wenn 

Cannabis gesetzlich erlaubt wird. 



Steigt der Cannabiskonsum?

Canadian Cannabis Survey 2024



Prelimininary data suggest a decrease in illegal (street) sourcing
Caveat: less than n=100 respondents per wave!
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FAZIT:
Bei aller notwendigen und berechtigten Kritik am Cannabisgesetz: es ist ein riesiger 
drogenpolitischer Schritt, nicht nur in Deutschland, auch europa- und weltweit!
Eine Rücknahme wäre ein erheblicher Rückschritt für eine evidenzbasierte 
Drogenpolitik!

In Germany, we strive for an evidence-based, integrated, 
balanced and comprehensive drug and addiction policy: we 
strongly improve our prevention and harm reduction 
approach, for instance, with a new cannabis policy
(Burkhard Blienert at CND, Vienna March 2024)
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